
Es entbehrt nicht der Ironie, dass in der
fünfzehn Minister und siebzehn Staatsse-
kretäre umfassenden Regierung in Paris
ausgerechnet einem Repräsentanten der
Achtundsechziger-Generation altersmä-
ßig die Rolle des Doyens zufällt: Der weit
über Frankreichs Grenzen hinaus be-
kannte 67-jährige ehemalige „French
doctor“ Bernard Kouchner hatte vor über
vier Jahrzehnten an der Spitze des kom-
munistischen Studentenverbandes agi-
tiert und verkörperte lange Zeit einen Teil
des Erbes der Pseudorevolution vom Mai
1968. Obgleich er seit Jahren laut Mei-
nungsumfragen zu den populärsten Poli-
tikern des Landes gehörte, galt der Pro-
phet einer antitotalitär-sozialdemokra-
tisch geprägten Modernisierung und Öff-
nung der französischen Linken nach der
Mitte hin in seiner eigenen Sozialistischen
Partei nicht viel. 

Abwerbung von rechts
Mehr als das Gesundheitsressort wollte
die noch immer dem marxistischen Dog-
ma verpflichtete Apparatschikpartei dem
eigenwillig unkontrollierbaren Politstar
Kouchner nicht übertragen. Als UNO-Ad-
ministrator im Kosovo hatte dieser Prag-
matiker einst, noch ehe es die Euro-Ein-
heitswährung gab, die D-Mark als offi-
zielle Parallelwährung in seinem Zustän-
digkeitsgebiet eingeführt. Der überzeugte
Europäer und zugleich Vorkämpfer einer
weltweiten Durchsetzung der Menschen-
rechte mitsamt der Konzeption eines dies-
bezüglichen „Rechtes auf Einmischung“
gegen Völkerrechtsverbrechen ist nun

Mit der Wahl von Nicolas Sarkozy zum
sechsten Präsidenten der Fünften Repu-
blik hat in Frankreich eine neue Ära
eingesetzt. Erstmals ist die Nachkriegs-
generation ans Ruder gelangt. Der neue
Staatschef zählt 52 Jahre, sein Premier-
minister François Fillon 53 Jahre. Außer-
gewöhnlich mutet allein schon die Zu-
sammensetzung der aus insgesamt 33
Mitgliedern bestehenden Regierung hin-
sichtlich politischer Herkunft und Viel-
falt an: Ein Fünftel entstammt der Sozia-
listischen Partei, ein Drittel sind Frauen,
und zwar unter anderem auf Schlüssel-
posten wie dem Innen-, dem Wirtschafts-
sowie dem Justizministerium; drei wei-
tere Kabinettsmitglieder kommen aus
dem mit der Regierungspartei koalieren-
den Neuen Zentrum. Nach seinem Tri-
umph bei der Präsidentenwahl gelang es
Sarkozy einen Monat darauf, auch die
Parlamentswahl vom 10. und 17. Juni für
sich zu entscheiden. Erstmals seit einem
Vierteljahrhundert wurde dabei die
schon zuvor am Ruder befindliche Mehr-
heit in der Nationalversammlung bestä-
tigt. Zwar erhielt schließlich das Regie-
rungslager nicht den ihm vorausgesagten
Riesenvorsprung vor der Linksopposi-
tion, sondern fiel überraschend um über
drei Dutzend Mandate auf 346 von insge-
samt 577 Parlamentssitzen zurück. Weit
über dem absoluten Mehr von 289 Sitzen
angesiedelt, verschaffte dieses Resultat
dem neuen Staatschef gleichwohl eine
komfortable Mehrheit zur Verwirkli-
chung seines ehrgeizigen Reformpro-
gramms.

Seite 63Nr. 453 · August 2007

Neue Ära unter Sarkozy Aufbruch in Frankreich
Christian Müller

453_63_71_Mueller_C  26.07.2007  9:53 Uhr  Seite 63



Außen- und Europaminister in einer Re-
gierung und unter einem Präsidenten, die
nach dem parteipolitischen Raster der
französischen Innenpolitik für ihn bisher
dem gegnerischen Lager zuzurechnen
waren. Kouchners Großeltern väterlicher-
seits hatten sich einst vor den Pogromen
des zaristischen Russland nach Frankreich
geflüchtet und waren dann dem national-
sozialistischen Völkermord an den Juden
in Auschwitz zum Opfer gefallen. In der
Shoah kamen auch in Saloniki verbliebene
Geschwister und Verwandte von Sarko-
zys Großvater mütterlicherseits um, der
vor bald einem Jahrhundert nach Frank-
reich eingewandert war, zum katholi-
schen Glauben konvertierte und schließ-
lich den Enkel Nicolas sowie dessen beide
Brüder großzog anstelle von deren bald
wieder entschwundenem Vater, einem
abenteuerlustigen, aus dem kommunisti-
schen Ungarn geflohenen Kleinadligen;
dessen Vorfahren waren einst für ihre Ver-
dienste in den Kämpfen gegen die Türken
durch Kaiser Ferdinand II. in seiner Ei-
genschaft als königlich Apostolische Ma-
jestät der Magyaren nobilitiert worden. 

Öffnung nach links
Kouchner, gewiss kein typischer Sozialist
und zudem nach seinem Eintritt in die
Regierung Fillon umgehend aus der Par-
tei ausgeschlossen, ist nicht die einzige
Schwalbe, welche Sarkozys schon im Prä-
sidentschaftswahlkampf versprochenen
Sommer einer politischen Öffnung zur
Mitte und nach links ausmacht. Als ihm
zugeteilter Staatssekretär für europäische
Angelegenheiten entstammt auch Jean-
Pierre Jouyet eindeutig der Linken, ob-
gleich er sich als hoher Beamter bisher nie-
mals im parteipolitischen Trubel hervor-
getan hatte. Der ehemalige Büroleiter von
Jacques Delors in dessen Zeit als EU-Kom-
missionspräsident in Brüssel und dann
enge Mitarbeiter des sozialistischen Pre-
mierministers Lionel Jospin galt bis vor
Kurzem als ein Vertrauter von François

Hollande, dem Ersten Sekretär der Sozia-
listen, und zudem auch noch bis vor eini-
ger Zeit von Ségolène Royal, der geschei-
terten Präsidentschaftskandidatin. Sie be-
reitete schließlich noch am Abend der Ent-
scheidungsrunde der Parlamentswahl ei-
ner lange kunstvoll aufrechterhaltenen
Fiktion ein Ende, indem sie offiziell die
Trennung von ihrem Lebenspartner Hol-
lande bekannt geben ließ, mit dem sie ohne
den Gang zum Altar und Standesamt ge-
meinsam vier Kinder großgezogen hat. 

Keine „harte Rechte“
Jouyets Bereitschaft zur Mitwirkung im
neuen Kabinett entzog der vorangegan-
genen sozialistischen Wahlkampfpole-
mik, der „brutale Sektierer“ Sarkozy
strebe nach dem Machtmonopol für eine
„harte Rechte“ und wolle für die Regie-
rungspartei Union pour un mouvement po-
pulaire (UMP) den Staat als „Etat UMP“ in
Beschlag nehmen, die Berechtigung.
Ebenso wirkte Kouchners Hinzutreten
und überdies dann auch jenes von Jean-
Marie Bockel, dem 57-jährigen Senator
und Bürgermeister von Mülhausen im El-
sass, der sich selber als sozialliberaler Re-
former einstuft, als solcher von seiner Par-
tei schon lange an den Rand gedrängt
wurde und nun unter Kouchner zum
Staatssekretär für Entwicklungshilfe so-
wie Frankofonie ernannt worden ist. Ein
ähnlicher Kronzeuge für die politische
Öffnung nach links ist Kouchners einsti-
ger Büroleiter im Gesundheitsministe-
rium, Martin Hirsch. Als bisheriger Präsi-
dent des Emmaus-Hilfswerks des ver-
storbenen Abbé Pierre wollte er zwar nicht
einen herkömmlichen Amtstitel anneh-
men, sodass eigens für ihn, in bemerkens-
werter Flexibilität, die Funktion eines
Hochkommissars für Armutsbekämp-
fung geschaffen werden musste. Doch
auch damit war die zuvor von der Linken
geschürte böswillige Verdächtigung ent-
kräftet, unter Sarkozy werde es zu einer
sozialpolitischen Eiszeit kommen.
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Einem weiteren Mann der Linken, dem
ehemaligen sozialistischen Abgeordne-
ten Eric Besson, ist als dem Premierminis-
ter zugeteiltem Staatssekretär die neu
kreierte und ziemlich nebulöse Aufgabe
von „Prospektion und Evaluation“ der
Politik übertragen worden. Dies sei ein
Staatssekretariat „für gar nichts“, spotte-
ten die Sozialisten voller Hohn über den
mageren „Judaslohn“, mit dem ihr im Fe-
bruar von der Partei und Royals Wahl-
kampagne abgefallener ehemaliger Wirt-
schafts- und Finanzsprecher für seinen
„Verrat“ und Übertritt zu Sarkozy abge-
speist worden sei. Bessons Ernennung ge-
mahnte in der Tat etwas an den vor neun-
zehn Jahren unter Präsident Mitterrand
durch dessen Premierminister Michel Ro-
card unternommenen Versuch einer „Öff-
nung“, damals von links aus zur Mitte
hin, die sich allerdings auf die vorüberge-
hende Installierung zweit- und drittran-
giger Figuren auf Nebenposten be-
schränkte. In klarem Kontrast dazu steht
die jetzige Besetzung eines Schlüsselpos-
tens wie des Außen- und Europaministe-
riums.

Besson kam das Verdienst zu, die er-
schreckende Leichtfertigkeit und den
Mangel an Kompetenz der sozialistischen
Präsidentschaftskandidatin noch wäh-
rend des Wahlkampfes offengelegt zu ha-
ben, und zwar in einer enthüllenden
Streitschrift unter dem Titel „Wer kennt
Madame Royal?“. Weil deren bunt-reich-
haltiges Angebot von zumeist übereilt
improvisierten Wahlkampfversprechen
weitgehend der finanziellen Absicherung
entbehrte, war Besson voller Entsetzen
und im Zorn über die Alleingänge der
Kandidatin abgesprungen. Als diese sich
daraufhin über ihn mit der Bemerkung
mokierte „Wer kennt denn schon Mon-
sieur Besson?“, verwandelte dieser seinen
Absprung in einen Übertritt zu Sarkozys
Lager. Die Auswirkung dieser „Deser-
tion“, die zunächst von den Sozialisten als
nebensächliche Episode heruntergespielt

wurde, ist seither von Royal selber als ver-
heerend für ihren Wahlkampf eingestuft
worden. 

Protagonist des Wandels
„Etat spectacle“ – der Staat als bloßes
Schaubudenstück, lautete eine der ersten
Reaktionen der Linken, neben ausgiebiger
Beschimpfung der „Verräter“, auf Sar-
kozys erfolgreiche „Abwerbung“ Kouch-
ners und weiterer Sozialisten. War es bloß
ein Trick im Hinblick auf die Parlaments-
wahlen gewesen, in denen sich der neue
Staatschef die nötige Mehrheit in der Na-
tionalversammlung zur Verwirklichung
seines Programms umfassender Refor-
men zu holen verstand? 

Der Effekt verschärfter Destabilisie-
rung der Linken durch die Einbeziehung
einiger aus ihren Reihen stammender Mi-
nister erschien zwar unverkennbar und
gewiss auch beabsichtigt, bildete jedoch
keineswegs das Hauptmotiv der politi-
schen Öffnung und breiten Abstützung
der neuen Regierung. Sarkozy leitete viel-
mehr aus dem ihm mit überraschend kla-
rer Mehrheit erteilten Mandat bei seiner
Wahl am 6. Mai eine Verpflichtung ab,
nicht nur mit der eigenen Partei oder so-
gar einzig mit einer Kamarilla langjähri-
ger auf ihn eingeschworener Gefolgsleute
das propagierte Reformwerk anzupa-
cken. Mit einem Stimmenanteil von 53,06
Prozent bei einer in Frankreich selten ho-
hen Wahlbeteiligung von über 84 Prozent
hatte er beinahe einen Rekord errungen:
In einem Links-rechts-Duell um das
höchste Staatsamt hatte von allen bisheri-
gen Bewerbern der Rechten nur General
de Gaulle im Jahre 1965 mit 55,2 Prozent
ein besseres Ergebnis erzielt; Chiracs
Wiederwahl vor fünf Jahren mit über 82
Prozent bildete einen zum Vergleich un-
tauglichen Ausnahmefall, da dieser Präsi-
dent in einem republikanischen Plebiszit
in Ablehnung des Rechtsextremisten-
chefs Le Pen gewählt wurde, der den so-
zialistischen Kandidaten Jospin in der
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ersten Runde zu verdrängen vermocht
hatte. 

Eine Mehrheit von 53 Prozent mag in
anderen Ländern und bei anderen Urnen-
gängen kaum besonders überwältigend
anmuten, ist es aber in Frankreich seit
Einführung der Volkswahl des Staats-
chefs im Jahre 1965 durchaus. Mitterrand
hatte 1988 eine Wiederwahl gegen Chirac
mit 54 Prozent errungen und sich an-
schließend auf ein selten eindeutiges
Mandat berufen, das er freilich als Platz-
hirsch errang und nicht wie Sarkozy jetzt
im ersten Anlauf. Bis fast zuletzt hatte der
Amtsvorgänger Chirac zusammen mit
seinem nun in der politischen Versen-
kung verschwundenen letzten Premier-
minister Dominique de Villepin zu ver-
hindern versucht, dass der ihm verhasste
Nachfolgeanwärter auf seinen Sessel im
Elysée gelangte. Sarkozy glückte somit
zusätzlich das Kunststück, als Vertreter
der bereits an der Macht befindlichen
Rechten nicht dem seit einem Vierteljahr-
hundert von der Wählerschaft praktizier-
ten „Zapping“ mit ständig neuer Abwahl
der gerade in der Verantwortung befind-
lichen Mehrheit zum Opfer zu fallen, son-
dern im Gegenteil als Protagonist des
Wandels und gründlicher Erneuerung
gegen die Kandidatin der Opposition
obenauf zu schwingen. Sein Wahlsieg er-
hob ihn zum Nachfolger Chiracs, dessen
Erbe er indes niemals war. 

Bayrou als „Königsmacher“
Schon vor seinem Wahlsieg, dessen Ein-
deutigkeit er dann zur Begründung der
breiten Öffnung heranzog, hatte Sarkozy
seinen Willen zur Kräftesammlung über
Parteischranken hinweg bekundet. Dies
war unter anderem auch eine Konsequenz
des Achtungserfolges, den der zentristi-
sche Präsidentschaftskandidat François
Bayrou, Vorsitzender der Union pour la
démocratie française (UDF), im ersten Wahl-
gang mit einem Stimmenanteil von 18,57
Prozent errungen hatte. Damit war der

Zentristenführer zwar nicht in die Stich-
wahl vorgedrungen, wie er in seiner von
einem geradezu religiösen Sendungs-
glauben geprägten Selbstüberschätzung
erhofft hatte. Doch nun versuchte er, die
Rolle eines „Königsmachers“ zu usurpie-
ren, und zwar zwischen Sarkozy, der aller-
dings mit 31,18 Prozent einen kaum mehr
aufholbaren Vorsprung in der ersten
Runde erzielt hatte, und der Sozialisten-
bewerberin Royal, die nicht zuletzt auf
Kosten des halben Dutzends kleiner
Linkskandidaten im ersten Durchgang
auf 25,87 Prozent gelangt war. Sie war
weitaus mehr als Sarkozy auf Stimmen-
sukkurs seitens der Wählerschaft Bayrous
angewiesen und umwarb deshalb den
Zentrumsführer dementsprechend stark,
was prompt böses Blut unter den Dogma-
tikern des linken Sozialistenflügels schuf.

Rückschlag für Le Pen
Sarkozy konnte demgegenüber auf eine
gute Stimmenübertragung seitens der
Wählerschaft des Rechtsextremisten-
chefs Le Pen zählen; dieser hatte nur
noch 10,44 Prozent erlangt und war da-
mit deutlich hinter die von ihm in den
beiden vergangenen Jahrzehnten erziel-
ten Ergebnisse von 15 Prozent und mehr
zurückgefallen. Die Zurückstutzung der
extremen Rechten war Sarkozy mit kla-
ren Bekenntnissen zu nationalkonserva-
tiven Wertvorstellungen und etwa auch
mit der angekündigten Errichtung eines
Ministeriums für Immigration und na-
tionale Identität gelungen. Ein Wahler-
gebnis von noch immer 10 Prozent für
die Rechtsextremisten wäre zwar bei-
spielsweise in Deutschland kaum wie
jetzt in Frankreich schon als großer Ein-
dämmungserfolg gefeiert worden. Doch
reichte es in diesem Fall aus, um Sarkozy
und der französischen Rechten endlich
die Beseitigung der Hypothek zu erlau-
ben, die einstmals Mitterrand durch
kunstvolle Hochpäppelung von Le Pens
Front National geschaffen hatte und die
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während mehr als zwei Jahrzehnten von
der Rechten wie ein Bleigewicht mitge-
schleppt werden musste, was ihr häufig
den Erfolg über die vereint marschie-
rende Linke von Sozialisten und Kom-
munisten verwehrte. Le Pens Abstieg
wurde in der Parlamentswahl bestätigt;
mit bloß noch 4,29 Prozent sah er sich auf
die Anfänge seines Aufstiegs vor über
zwanzig Jahren zurückgeworfen. 

Verfehltes Kalkül
Bayrou suchte seine Strategie auf den
angeblichen Überdruss der meisten Fran-
zosen am traditionellen Links-rechts-An-
tagonismus abzustützen. Als „ehrlicher
Makler“ der Mitte und zugleich Ankläger
des scharf bipolaren „Systems“ des her-
kömmlichen Parteienkartells der Fünften
Republik legte er sich den Mantel eines
populistischen Kritikers um und mutete
dabei zeitweise wie eine respektable Va-
riante des „Anti-System“-Rabauken Le
Pen an. Im Vorgriff auf Sarkozys Wahl-
sieg verschärfte Bayrou den Linksdrall
seines „Autonomie“-Kurses zugunsten
Royals und gegen Sarkozy. Das dahinter-
steckende Kalkül, das Bayrou dann auch
im Parlamentswahlkampf weiterverfolg-
te, bestand in der Annahme, Machtkampf
und Richtungsstreit der Sozialisten wür-
den über kurz oder lang zum Ausei-
nanderbrechen von deren Partei führen
und damit dem Zentristenführer die
Möglichkeit eröffnen, zusammen mit
einem abgespaltenen sozialdemokrati-
schen Flügel das Fundament einer großen
Oppositionspartei der linken Mitte zu le-
gen, an deren Spitze dann Bayrou treten
möchte.

Indessen folgten Wählerschaft und drei
Viertel der kleinen UDF-Fraktion in der
Nationalversammlung nicht auf diesem
waghalsigen Kurs, mit dem sich Bayrou
bereits auch auf eine neue Präsident-
schaftskandidatur in fünf Jahren vor-
bereiten wollte. Die Stammwählerschaft
der UDF, einer christlich-demokratischen

und proeuropäischen Formation par ex-
cellence, zählt sich zur rechten Mitte und
zur Rechten. Ihre Abgeordneten verdank-
ten schon bisher unter dem Mehrheits-
wahlrecht ihr Mandat fast durchweg
Wahlkreisabsprachen mit der Regie-
rungspartei UMP. Dementsprechend ver-
weigerten sie der persönlichen Strategie
Bayrous die Gefolgschaft und schlossen
sich mehrheitlich in einer autonomen For-
mation als Neues Zentrum dem Regie-
rungslager an. Über zwanzig Mandate
vermochten sie zu erringen, derweil Bay-
rou mit seiner neu gegründeten Partei
Mouvement démocrate (Modem) mit bloß
vier Mandaten nicht auf Fraktionsstärke
in der Nationalversammlung gelangte
und mit seiner ganzen Strategie kläglich
scheiterte. Er habe schon bisher eine 
politische Wüste durchqueren müssen,
meinte Bayrou einmal in einem resignati-
ven Augenblick; doch dass hinter der
Wüste nochmals eine solche liegen werde,
habe er nicht geahnt. 

Schaltstelle Verteidigungsressort
Einer seiner bisher treuesten „Beduinen“,
wie Bayrou in letzter Zeit seine Wegge-
fährten auf dem Marsch durch den politi-
schen Treibsand zu titulieren beliebte, ist
nun Verteidigungsminister in der Regie-
rung Fillon: Hervé Morin hatte als UDF-
Fraktionschef bis zur ersten Runde der
Präsidentenwahl an Bayrous Seite kräftig
die Illusion von einer „dritten Kraft“ ge-
fördert, die im Grunde im instabilen Par-
laments- und Parteienchaos der Vierten
Republik wurzelt und unvereinbar mit
Geist und Praxis der Fünften Republik
bleibt. Mit der Übertragung des Verteidi-
gungsressorts an Morin wurde nicht nur
ein „Überläufer“ aus der politischen
Mitte belohnt wie wenig später mit der
Ernennung von Valérie Létard und An-
dré Santini zu Staatssekretären. Wie
schon Kouchner im Außen- sollte viel-
mehr Morin auch im Verteidigungsmi-
nisterium anzeigen, dass Sarkozy sogar
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solche Schlüsselposten in die Hand nicht
der Regierungspartei entstammender Po-
litiker zu legen bereit war und es somit
mit der Öffnung über bloße politkosmeti-
sche Effekte hinaus völlig ernst meinte. 

Zunehmende „Präsidialisierung“
In Wahrheit ist der riskante Entscheid, die
Schaltstellen der Außen- und Vertei-
digungspolitik in die Hand von Außen-
seitern zu legen, allerdings durch diskre-
te Vorkehrungen abgesichert worden, 
die sich unter dem Stichwort einer weite-
ren „Präsidialisierung“ des „semipräsi-
dialen“ Regierungssystems unter der
Verfassung der Fünften Republik zusam-
menfassen lassen. Sarkozy hatte niemals
verhehlt, dass der Staatschef nicht bloß
als „Schiedsrichter“ über den Parteien
thronen sollte, sondern noch mehr als
schon bisher tatsächlich regieren und di-
rekte Verantwortung im politischen All-
tagsgeschäft übernehmen müsse. Fillon
liegt auf ziemlich gleicher Linie und plä-
dierte in seiner letztjährigen Programm-
schrift „Frankreich kann die Wahrheit er-
tragen“ ebenfalls für eine maßvolle „Prä-
sidialisierung“, bei welcher der Regie-
rungschef immer mehr einem „Super-
Büroleiter“ des Staatschefs zu gleichen
käme.

Präsident und Premierminister agier-
ten bereits vor Sarkozys formeller Amts-
übernahme weitgehend gemäß einer sol-
chen Interpretation der Verfassung; ihr
dürfte die eine oder andere kleine konsti-
tutionelle Reform folgen, unter anderem
die Streichung des Verbotes eines direk-
ten Auftritts des Staatschefs in der Na-
tionalversammlung. Im Zuge der sich
abzeichnenden „Präsidialisierung“ er-
scheint indes schon jetzt von großer Be-
deutung, dass noch mehr als bisher das
Elysée die ausschlaggebende Machtzen-
trale wird. De facto ist der neue General-
sekretär Claude Guéant als langjährige
„Graue Eminenz“ Sarkozys ein Stabschef
von allüberragendem Einfluss. Zusätz-

lich ist die Errichtung eines Nationalen Si-
cherheitsrates beabsichtigt, der sich teil-
weise am amerikanischen Vorbild orien-
tieren soll und dementsprechend bei ge-
nügend präsidialem Rückhalt eine eigen-
ständige Machtposition gegenüber Au-
ßen- und Verteidigungsministerium zur
Geltung bringen könnte. Dieses sich ab-
zeichnende verstärkte Engagement des
Staatschefs in Form direkter Mitwirkung
bei der Regierungsausübung soll offen-
kundig für alle Bereiche gelten, wenn
man Sarkozys unverzügliche Aufnahme
von Konsultationen mit den Vorsitzen-
den der Gewerkschaftsdachverbände als
Gradmesser zugrunde legt. 

Ökologischer Aufbruch
In dieselbe Richtung wies auch die Ge-
sprächsrunde, die der neue Präsident kurz
nach seiner Amtsübernahme mit den Ver-
tretern der meisten Umweltschutzverbän-
de im Elysée veranstaltete. Wie selbstver-
ständlich befand sich unter ihnen auch ein
Repräsentant von „Greenpeace“, einer Or-
ganisation, die seit der durch Mitterrand
angeordneten Versenkung des „Green-
peace“-Kutters „Rainbow Warrior“ lange
Zeit vom französischen Staat ausschließ-
lich wie eine feindliche Konspirations-
und Sabotagevereinigung behandelt wor-
den war. Am Treffen nahm neben Sarkozy
auch der frühere Premierminister Alain
Juppé, ein über Parteispendenaffären ge-
strauchelter einstiger „Kronprinz“ Chi-
racs, als Chef eines neuen großen Um-
weltministeriums teil, das er mit dem pro-
tokollarisch hervorgehobenen Rang eines
„Ministre d’Etat“ als Nummer zwei der
Regierung übertragen erhalten hatte, nach
seiner Niederlage in der Parlamentswahl
jedoch umgehend wieder räumen musste.
Seine Ernennung hatte jedoch den Willen
zur Erfüllung des Wahlkampfverspre-
chens signalisieren sollen, Ökologie nicht
wie bisher durchweg in Frankreich als
Thema frommer Sonntagsreden-Wün-
sche zu behandeln oder als weltfremdes

Christian Müller

Seite 68 Nr. 453 · August 2007

453_63_71_Mueller_C  26.07.2007  9:53 Uhr  Seite 68



Steckenpferd der mittlerweile zur Bedeu-
tungslosigkeit abgesunkenen linksradi-
kalen Partei der Grünen abzutun. Wieweit
der Aufbruch tatsächlich auch zum Um-
bruch führen soll, liegt jetzt auch nach
Juppés Ablösung durch den bisherigen
Wirtschafts- und Finanzminister Jean-
Louis Borloo ganz in der Entscheidungs-
gewalt Sarkozys. 

Neuschaffung und Umstrukturierung
Anders als Chirac vor zwölf Jahren, als
keiner der Anhänger des unterlegenen
Rivalen Balladur durch Aufnahme in die
Regierung versöhnt wurde, sondern prak-
tisch ausschließlich langjährige Gefolgs-
leute des Siegers eine Belohnung erhiel-
ten, übertrug Sarkozy – noch vor der
Ernennung von Christian Estrosi zum
Staatssekretär für die Überseeterritorien –
nur gerade einem einzigen seiner alten
Weggefährten, Brice Hortefeux, ein Mi-
nisteramt, und zwar das neu geschaffene
heikle Ressort für Immigration, Integra-
tion, nationale Identität und Entwick-
lungszusammenarbeit. Es musste erst
noch aus Teilen ganz verschiedener Res-
sorts zusammengestellt werden. Eine sol-
che Umstrukturierung bisheriger Minis-
terialapparate wurde auch für andere Be-
reiche beschlossen. Namentlich galt dies
für das Wirtschafts- und Finanzministe-
rium; es erhielt zwar neu auch die Zu-
ständigkeit für staatliche Beschäftigungs-
politik und wurde zunächst dem das „so-
ziale Gewissen“ des Regierungslagers
verkörpernden Jean-Louis Borloo anver-
traut, bevor dann an seiner Stelle die kurz-
zeitige Landwirtschaftsministerin Chris-
tine Lagarde als erste Frau dieses Schlüs-
selressort übernahm. Doch verlor es die Fi-
nanzkompetenz an den bisherigen UMP-
Schatzmeister Eric Woerth, der als neuer
Budgetminister nun erstmals den gesam-
ten Staatssäckel mit allen öffentlichen
Haushalten und auch den Sozialversiche-
rungskassen in seiner Hand hält. Ent-
scheidende Sozialreformen hat der Ar-

beits- und Sozialminister Xavier Bertrand
anzugehen, auch wenn er die Zuständig-
keit für Beschäftigungspolitik ans Wirt-
schaftsministerium abgeben musste. 

„Positive Diskriminierung“
Einen Aufbruch ganz besonderer Art ver-
hieß die neue Justizministerin Rachida
Dati. Die Betrauung dieser Politiknovizin,
die allerdings schon fünf Jahre zum Mit-
arbeiterstab Sarkozys zählte, mit einem
der zentralen Ressorts, dem im Hinblick
auf die geplanten Reformen im Strafrecht
und bei der Verbrechensbekämpfung zu-
sätzliche Bedeutung zukommt, wirkte fast
noch sensationeller als die Hinzuziehung
von Sozialisten. Als eines von zwölf
Kindern eines nach Frankreich eingewan-
derten marokkanischen Maurers und ei-
ner algerischen Zugehfrau in einer Vor-
stadtsiedlung einer burgundischen Klein-
stadt aufgewachsen, ist die diplomierte
Betriebswirtschafterin und ausgebildete
Richterin eine absolute Neuheit in der
französischen Politik. Arabischstämmige
„Beurettes“ hatte es zwar bereits zuweilen
in früheren Regierungen gegeben, doch
stets nur auf zweit- und drittrangigen
Posten. Als letzter „Beur“-Konzessions-
schulze in der Regierung Villepin hatte
Azouz Begag in dem gänzlich marginalen
Amt eines beigeordneten Ministers zur
Förderung von Chancengleichheit in zwei
Jahren praktisch nur einmal von sich re-
den gemacht: Losgeschickt vom Regie-
rungschef während der Vorstadtunruhen
vom November 2005, übte er heftige Kri-
tik am damaligen Innenminister Sarkozy,
um dessen Präsidentschaftschancen zu
schmälern; das Unterfangen verfehlte
ebenso jederlei Wirkung wie seine dann
im Wahlkampf nachgereichte Kampf-
schrift gegen Sarkozy, nach deren Veröf-
fentlichung Azouz Begag zurücktrat und
sich zum verlorenen Haufen Bayrous
durchschlug.

Die Justizministerin Dati dient nicht
solcherlei Staffage, sondern verspricht im
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Gegenteil dank ihres direkten Drahtes
zum Staatschef eine zentrale Rolle bei der
Verwirklichung von dessen Reformen zu
spielen. Sie sei der Inbegriff der von Sar-
kozy ursprünglich angekündigten, dann
aber im Wahlkampf kaum mehr erwähn-
ten Absicht einer „positiven Diskriminie-
rung“, die sich am Vorbild der amerika-
nischen „affirmative action“ zugunsten
von Minderheiten orientiere, lautete eine
anfängliche Deutung der erstmaligen
Übertragung der Staatssiegel der Fran-
zösischen Republik an eine 41-jährige
Französin maghrebinischer Herkunft
ohne jede Ministererfahrung. In ähnlicher
Weise lieferten die Ernennung der 30-jäh-
rigen Rama Yade, einer gebürtigen Sene-
galesin, zur Staatssekretärin für Men-
schenrechte und der als Tochter kabyli-
scher Einwanderer im Vorstadtgetto auf-
gewachsenen Fadela Amara, einer Sozial-
agitatorin gegen Misshandlung junger
Frauen aus dem Immigrationsmilieu, zur
Staatssekretärin für Stadtplanung ein In-
diz dafür, wie Sarkozy ein umstrittenes
und deshalb nicht länger offen wieder-
holtes Versprechen in die Tat umzusetzen
willens ist, so wie er bereits früher einmal
als Innenminister trotz großer Wirbel und
auch mancher Einwände Chiracs einen
„muslimischen Präfekten“ ernannt hatte. 

Zu Datis und dann auch Amaras Er-
nennung dürften jedoch über „positive
Diskriminierung“ hinausreichende Über-
legungen geführt haben: Denn das Bild
dieser zierlichen Ellbogenfrau und auch
der bisher von der Linken für sich bean-
spruchten Berberin Amara vor dem
weiterhin brisanten Pulverfass der Vor-
stadtgetto-Misere liefert eine Erklärung
für den geschickten Schachzug ihrer Er-
nennung, die schon allein für sich den
Anbruch einer neuen Ära anzudeuten
scheint. Anzumerken bleibt, dass auch
Dati wie die meisten Regierungsmit-
glieder und auch Sarkozy nicht zur Elite
der Absolventen der ENA-Verwaltungs-
hochschule zählt. Stellte diese „Aristo-

kratie“ der französischen Staatsbürokra-
tie zuweilen in früheren Regierungen ei-
nen beträchtlichen Anteil der Ressortin-
haber, so entstammen ihr diesmal nach
dem Ausscheiden Juppés nur die Hoch-
schulministerin Valérie Pécresse und der
32-jährige Regierungssprecher Laurent
Wauquiez sowie Staatssekretär Jouyet
und Hochkommissar Hirsch. Nach jahr-
zehntelanger Anbetung der Verwal-
tungshochschulelite hat das Pendel von
deren Einschätzung durch die Öffentlich-
keit mittlerweile so weit ins entgegenge-
setzte Extrem ausgeschlagen  (wozu übri-
gens auch der Wahlkampf der ENA-Ab-
solventin Royal kräftig beitrug), dass nun
die diesbezüglich kaum belastete Zu-
sammensetzung der Regierung Fillon
ebenfalls als kleines Symptom eines Epo-
chenwandels aufgefasst wird. 

Mit Traditionen brechen
Substanz und Stil des Auftaktes zu Sar-
kozys Präsidentschaft unterstrichen den
Willen zu einem grundlegenden Wandel.
Gleich bei der Amtsübernahme wieder-
holte der neue Staatschef seine Absicht,
mit bisherigen Gewohnheiten französi-
scher Politik und herkömmlichen Denk-
schemata zu brechen. Einen klaren Bruch
hatte er im Wahlkampf versprochen, un-
ter Abkehr etwa vom untauglich gewor-
denen Sozialmodell Frankreichs, das nur
noch Arbeitslosigkeit produziere. Später
begann er von einem „ruhigen Bruch“ zu
reden, um seinen Stimmenfang auch auf
jene Teile der Wählerschaft auszuweiten,
die um Privilegien bangten und wie zu-
meist Reformen nur beim Nachbarn ver-
wirklicht zu sehen wünschten. Mit Sar-
kozys Wahl entschied sich indes eine klare
Mehrheit für einen Wandel und gegen
reformscheues Lavieren und Finassieren
wie bisher unter Chirac, dessen Kurs von
der sozialkonservativen oder sogar sozial-
anachronistischen Linken bloß fortge-
führt zu werden versprach. Die in Sarkozy
und seine Reformpläne gesetzten Erwar-
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tungen haben einige Interpreten schon 
zu Vergleichen mit der einstigen Stim-
mungslage in Frankreich vor bald einem
halben Jahrhundert bei dem durch Gene-
ral de Gaulle eingeleiteten Neubeginn mit
der Fünften Republik bewogen. Eine sol-
che historische Parallele erscheint ebenso
ehrgeizig oder sogar riskant wie Sarkozys
zum Abschluss des Wahlkampfes ver-
kündetes Ziel, zum Ende seiner fünfjähri-
gen Amtsperiode die Arbeitslosigkeit von
heute mehr als acht auf  fünf Prozent zu-
rückzudrängen. „Frankreich ist zurück in
Europa“, hatte er noch am Abend seiner
Wahl proklamiert, nach einer Kampagne,
in welcher wie so oft angesichts einer in
Frankreich üblichen nationalen Nabel-
schau die Außen-, Europa- und Sicher-
heitspolitik kaum eine Rolle gespielt hat-
ten, wiewohl niemand in Paris jemals Ver-
zicht auf das stets eifrig eingeforderte
Recht weltweiter Mitsprache geleistet
hätte. Mit dem unverzüglichen Antritts-
besuch in Berlin und kurz darauf bei der
EU in Brüssel markierte der neue Staats-
chef den Willen zur möglichst raschen
Überwindung der durch das französische
Referendumsfiasko verursachten europa-
politischen Lähmung. Sein energisches
Eintreten für den Änderungsvertrag am
EU-Gipfel und für die Kompromisslösung
vom 23. Juni erbrachte einen ersten Erfolg. 

Frankreichs „Rückkehr“ nicht nur nach
Europa, sondern überhaupt ins interna-
tionale Kräftespiel, aber nicht mehr nur
mit kontroverser Rhetorik oder haupt-
sächlich gegen Washingtons „Hegemo-
nie“ ausgerichteten Winkelzügen wie un-
ter Chirac erfordert allerdings vor allem
baldige Erfolge mit dem angestrebten
wirtschafts- und sozialpolitischen Re-

formwerk, um Anspruch und Wirklich-
keit der „fünftstärksten Nation“, als wel-
che Sarkozy im Wahlkampf Frankreich be-
zeichnete, wieder besser miteinander in
Einklang zu bringen. Nicht eine Reform
nach der anderen, sondern alle sollten auf
einmal in Angriff genommen werden, ver-
kündete der Staatschef beim ersten Minis-
terrat. „Activité! Activité! Vitesse!“ hatte
Bonaparte einst immer wieder seinen Ge-
nerälen zugerufen. Von ähnlich kleinem
Wuchs und großem Ehrgeiz, hatte sich
Sarkozy nicht nur in klassisch bonapartis-
tische Tradition bei seiner Kampagne zur
Machteroberung gestellt. Nun trieb er
vielmehr auch zu besonderer Eile an, um
die auch ohne „blaue Welle“ in der Parla-
mentswahl noch immer günstige Konstel-
lation der Anfangszeit zur raschen Besei-
tigung eines gigantischen Reformstaus zu
nutzen. Die taktisch sinnvolle Gleichzei-
tigkeit erfordert umso geschmeidigeren
Pragmatismus bei der Durchsetzung der
Reformen, um nicht eine Protestlawine
mit anschließender Totalblockierung los-
zutreten wie Juppés technokratisch-arro-
ganter Reformanlauf im Bulldozer-Stil vor
zwölf Jahren. 

Umsichtige Eile lautet das Rezept. Ent-
gegen der über ihn verbreiteten Karikatur
ist Sarkozy keineswegs der stur-brutale
„Macher“; schon gar nicht entspräche ein
solches Zerrbild seinem Premierminister
Fillon, der großes Verhandlungsgeschick
und unerschütterliche Entschlossenheit
bei der Rentenreform vor vier Jahren be-
wies. Im Sattel sitzt nun Sarkozy; Wage-
mut und Festigkeit braucht er fast im
Übermaß für den Reformgalopp hinweg
über Hürden und Fallgruben sonder
Zahl.
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